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Fortschreibung Landesraumentwicklungsprogramm M-V- Entwurf 
zur 2. Stufe der Beteiligung
hier: Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

31.08.2015 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen
31.08.2015 Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen
01.09.2015 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
14.09.2015 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung beschließt die in der Anlage beigefügte Stellungnahme zur 

Fortschreibung des Landesraumentwicklungsprogramms M-V im Rahmen der 2. 
Stufe der Beteiligung.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt die Stellungnahme fristgerecht an das zuständige 
Ministerium zu senden.

    

Sachverhalt: 
Im Rahmen der 2. Stufe des Beteiligungsverfahrens zur Fortschreibung des LEP M-V wurde 
den Städten und Gemeinden die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme in dem 
Zeitraum vom 29.06.2015 bis zum 30.09.2015 gegeben.

Der Entwurf ist während dieser Zeit auch im Internet unter www.raumordnung-mv.de 
einsehbar. Anregungen und Hinweise können von Jedermann auch online vorgebracht 
werden. Dafür steht ein online-Beteiligungsmodul zur Verfügung.
 

Finanzielle Auswirkungen:
 

Anlage/n:
-Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen zur Fortschreibung des LEP M-V zur 2. Stufe der
 Beteiligung mit den Anlagen 1-5

  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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http://www.raumordnung-mv.de/


 

Telefon: 
(03881)723-0 
Telefax: 
(03881)723-111 

Öffnungszeiten: 
Di. -. Do. 09:00 - 12:00 Uhr 
Di.  13:00 - 15:00 Uhr 
Do. 13:00 - 18:00 Uhr 

Bankverbindung: 
Sparkasse MNW 
Volks- und Raiffeisenbank 
Deutsche Kreditbank AG 

Kto.-Nr. / BLZ 
1000030209 (14051000) 
103004 (13061078) 
100289 (12030000) 

BIC IBAN 
NOLADE21WIS DE65 1405 1000 1000 0302 09 
GENODEF1HWI DE25 1306 1078 0000 1030 04 
BYLADEM1001 DE51 1203 0000 0000 1002 89 

** Sie finden uns im Internet unter www.grevesmuehlen.de ** 

__ 

_ 

Stadt Grevesmühlen 
Der Bürgermeister 

 
Zugleich Verwaltungsbehörde für das Amt Grevesmühlen-Land mit den Gemeinden: 

Bernstorf, Gägelow, Plüschow, Roggenstorf, Rüting,  
Stepenitztal, Testorf-Steinfort, Upahl, Warnow 

      

 

 

 
Stadt  Grevesmühlen • Rathausplatz 1 • 23936 Grevesmühlen 
 
Ministerium für Energie,  
Infrastruktur und Landesentwicklung  
Mecklenburg-Vorpommern 
Abteilung Landesentwicklung  
Schloßstr. 6-8 
19053 Schwerin  
 
 

Geschäftsbereich: Bauamt 

Zimmer: 2.1.10 

Es schreibt Ihnen: Frau  G. Matschke 

Durchwahl: 03881-723-165 

E-Mail-Adresse: g.matschke@grevesmuehlen.de 

 info@grevesmuehlen.de 

Aktenzeichen: 6004/mat 

       

Datum: 17.08.2015 

 
Fortschreibung Landesraumentwicklungsprogramm Meckl enburg-Vorpommern, 
Entwurf zur 2. Stufe der Beteiligung 
hier: Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen 
 
 
Sehr geehrte Damen und sehr geehrte Herren,  
 
im Rahmen der 2. Stufe des Beteiligungsverfahrens zur Fortschreibung des LEP M-V gibt die 
Stadt Grevesmühlen nach Beratung in den städtischen Gremien folgende Stellungnahme ab:  
 
1.2. Entwicklungstendenzen 
 
Bereits im Rahmen der 1. Stufe des Beteiligungsverfahrens wurde unsererseits ausgeführt, 
dass die im LEP beschriebenen Entwicklungstendenzen im Raum auf demographischen 
Prognosen beruhen, deren Maßstab sich auf die Großkreise bezieht. In der Abwägung 
wurde darauf abgestellt, dass eine landesweite kleinräumigere Bevölkerungsprognose nicht 
vorliege und insofern diesem nicht entsprochen würde und zudem, dass einzelne 
Gemeindebesonderheiten ausdrücklich nicht den Festlegungen des LEP‘s widersprächen.  
 
Wir möchten lediglich anmerken, dass die nachfolgend ausgewiesenen sog. 
Gestaltungsräume gemeindebezogen festgelegt wurden und insofern im LEP kleinräumigere 
Gebietsausweisungen getroffen worden sind, die sich explizit auf zukünftige 
Bevölkerungsentwicklungen herleiten.  
 
Da Gestaltungsräume auch im Landkreis Nordwestmecklenburg liegen, ist wohl unstreitig, 
dass im selben Landkreis Gemeinden existieren müssen, deren zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung deutlich über den Durchschnitt positiv zu erwarten sein werden. 
Dass für diese Gemeinden keine separaten Schlussfolgerungen im LEP gezogen werden, ist 
aus unserer Sicht  nicht nachzuvollziehen. Denn in Kommunen mit vergleichsweise guten 
Rahmenbedingungen für die weitere Siedlungsentwicklung ergibt sich automatisch auch ein 
deutlich höheres Konfliktfeld mit weiteren Zielstellungen des LEP‘s.  
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Beispielhaft sei auf die nachfolgenden Festlegungen bezüglich der Siedlungsentwicklung im 
ländlichen Raum, die Ausweisung von landesweit bedeutsamen Industriegebieten oder die 
Zielstellung des Schutzes von besonders ertragsreichen Landwirtschaftsflächen verwiesen.  
 
Es kann u.E. nicht im Landesinteresse sein, dass Kommunen mit nachweislich bestehender 
Lagegunst in ihrer weiteren Entwicklungsmöglichkeit allein dadurch gehemmt werden, dass 
diese Lagegunst gar nicht erfasst und bewertet wird.  
 
 
3.2. Zentrale Orte  
 
Wir bitten darum, das bedarfsgerechte Vorhalten von Einrichtungen des gehobenen Bedarfs 
(u.a. Krankenhäuser, weiterführende Schulen usw.) als Ziel festzulegen.  
 
Aktuell nehmen wir aufgrund diverser Reformvorhaben der Landesregierung (Neuordnung 
der Gerichtsstandorte, Kreisgebietsreform) eine Tendenz wahr, dass Mittelzentren durch 
Einzelentscheidungen wesentliche Bestandteile ihrer Infrastruktur verlieren bzw. ihre 
Funktionen eingeschränkt  werden.  
 
Dies hat bei weiterer Fortführung von derartigen Zentralisierungen unweigerlich zur Folge, 
dass Mittelzentren in ihrer Funktion für die betreffenden Mittelbereiche beeinträchtigt werden. 
Die Festlegung als Ziel würde zukünftig erfordern, dass sich Einzelentscheidungen zu 
Standortzentralisierungen und – aufgaben mit dem Zielkonflikt mit dem LEP konkret 
auseinander zu setzen haben und dies womöglich im Rahmen eines 
Zielabweichungsverfahrens.  
 
 
4.3.1. Flächenvorsorge für Industrie- und Gewerbean siedlungen mit landesweiter 
Bedeutung  
 
Die Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen zu diesem Themenfeld wird im Einklang und 
Zusammenarbeit mit der Gemeinde Upahl erstellt, da dies für die Stadt und die Gemeinde 
gleichermaßen von sehr großer Bedeutung ist. Zudem besteht beiderseitiges Interesse an 
der weiteren Entwicklung des Großgewerbestandortes Grevesmühlen-Upahl.  
 
Der Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl befindet sich im westlichen Teil des 
Landkreises Nordwestmecklenburg, direkt an der BAB 20 und somit in einem der stärksten 
wachsenden Wirtschaftsregionen unseres Bundeslandes. Aktuell ist kein nennenswerter 
Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen, die Kaufkraft steigt stetig und auch das 
Arbeitskräftepotenzial steigt, im Gegenzug liegt die Arbeitslosenquote aktuell bei unter 6 %.  
 
Im bestehenden Gewerbegebiet werden aktuell insbesondere durch den Konzern ARLA, 
aber auch durch die weiteren dort ansässigen Betriebe Erweiterungen der 
Betriebseinrichtungen in Größenordnungen durchgeführt, die weitere Arbeitsplatzbedarfe in 
nennenswerter Größenordnung erzeugen. Allein ARLA gibt für die aktuellen 
Erweiterungsmaßnahmen zusätzliche Arbeitskräftebedarfe von 50-60 Mitarbeitern an.  
 
Insofern gehen wir nicht ohne Stolz davon aus, dass der Großgewerbestandort bewiesener 
Maßen über ein marktkonformes Profil besitzt, dass es in unserem, aber auch im 
Landesinteresse weiter auszubauen gilt.  
 
Erfreulich insbesondere ist, dass mit ARLA und den Norddeutschen Kaffeewerken 
Großbetriebe mit internationaler Marktaufstellung dort ansässig sind.  
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Aktuell stehen in kleineren Parzellen lediglich noch 13 ha Verkaufsflächen von ehedem 83 
ha zur Verfügung, so dass mittelfristig eine Erweiterung dringend notwendig erscheint, um 
weitere Ansiedlungen bedienen zu können. Unsere Erfahrung ist indes, dass große, 
zusammenhängende Industriestandorte ab ca. 10 ha nachgefragt werden, die aktuell aber 
nicht bedient werden können.  
 
Daher besteht Interesse und – wie nachfolgend eingehender erläutert – auch hinreichende 
Argumente für die Aufnahme des Gewerbe- und Industriestandortes Grevesmühlen – Upahl 
als landesbedeutsamer Industrie- und Gewerbestandort.  
 
Anlehnend an die in Abb. 20 des LEPs genannten Kriterien lassen sich die Argumente wie 
folgt auflisten:  

1. Der Großgewerbestandort Upahl ist als regional bedeutsames Industrie-. und 
Gewerbegebiet im RREP Westmecklenburg 2011 ausgewiesen.  

2. Das bestehende Industrie- und Gewerbegebiet ist als Bebauungsplan Nr. 4 der 
gemeinde Upahl seit dem 02.04.2004 rechtskräftig und seit 1993 voll erschlossen.  

3. Die aktuelle Auslastung des bestehenden Bebauungsplangebietes beträgt 85 %.  
4. Die potenzielle Erweiterungsfläche ist in Anlage 1  dargestellt und könnte 50 ha 

umfassen. Damit beträgt die voraussichtliche Gesamtfläche an Industrie – und 
Gewerbeflächen ca. 140 ha.  

5. Kommt als Alternativkriterium nicht zum Tragen.  
6. Die direkte Anbindung an die Autobahnauffahrt BAB 20 ist gegeben bzw. für die 

Erweiterung realisierbar. Die entsprechenden Vorabsprachen mit dem zuständigen 
Straßenbaulastträger und die dementsprechenden verkehrstechnischen 
Untersuchungen wurden im Jahre 2009 vorgenommen (s. Anlage 2).  

7. Eine Gleisanbindung ist bei entsprechendem Bedarf von der bestehenden 
Bahntrasse Lübeck – Bad Kleinen her umsetzbar. Die konkrete Wegeführung ist bei 
Bedarf konkreter zu betrachten. Die zusätzliche Wegstrecke von ca. 3 km ist bei 
entsprechendem Bedarf realistisch finanzierbar.  

8. Nach vorliegender Auskunft der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Nordwestmecklenburg und nachweislich der bestehenden Kartierungen von 
Schutzgebieten ist von einer konfliktarmen Ausgangssituation für die 
Gebietserweiterung auszugehen (s. Anlage 3 ). 

9. Grevesmühlen ist als Mittelzentrum direkt benachbart und verfügt über die 
entsprechende Ausstattung und Attraktivität für potenzielle Neuansiedlungen und 
Neubürger.  

10. Die Erschließung in direkter Anbindung an die L03 ist bereits im Zuge der 
Voruntersuchungen eines vorhabenbezogenen B-Planes „Mc Donald’s“ in 2009 
untersucht worden (s. Anlage 4 ). Die Umsetzung ist umsetzbar und aufgrund der 
geringen Aufwendungen für die äußere Erschließung verhältnismäßig kostengünstig 
umzusetzen.  

 
  

Landwirtschaftsräume 
 
Die Neuformulierung in dem Programmsatz 4.5. (2) entfaltet als Ziel eine Wirkung wie ein 
Vorranggebiet, wie es im 1. Entwurf zur Rede stand. Insofern ist die Neuformulierung keine 
zufriedenstellende Korrektur.  
 
Der Programmsatz sieht vor, dass landwirtschaftliche Flächen u.w. ab einer Bodenwertzahl 
von 50 nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden dürfen. Im Umkehrschluss heißt 
dies, dass eine Umwandlung lediglich im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens möglich 
sein wird.  
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Als Fußnote sind Umwandlungen im Zusammenhang mit Gewerbe- und 
Industriegroßstandorte ausgeschlossen von dieser Regelung. Es ist also davon auszugehen, 
dass sämtliche weiteren Umwandlungen von diesem Programmsatz umfasst werden. Als 
nicht abgeschlossene Aufzählung ergibt sich damit eine Untersagung von Maßnahmen des 
Umweltschutzes, Verkehrswege, der Siedlungsentwicklung, des Gewässerausbaus, 
Hochwasserschutz, Vorhaben nach § 35 BauGB usw..   
 
Auf eine Darstellung der betreffenden Flächen wurde vom Planverfasser verzichtet, dass 
jedoch ein Flächenbezug in diesem Programmsatz enthalten ist, ist wohl unstreitig. Fraglich 
ist der konkrete Flächenbezug. Sind einzelne Flurstücke maßgeblich, die tatsächliche 
Beschaffenheit im Bereich der etwaig geplanten Umwandlung oder sind es Areale? Sind 
Durchschnittswerte maßgeblich oder wiederum die konkrete Beschaffenheit der 
umzuwandelnden Fläche.  
 
Umfasst diese Regelung auch kleinste Inanspruchnahmen oder ist eindeutig definierbar, ab 
welchem Umfang von Umwandlung gesprochen werden kann?  
 
Die Stadt Grevesmühlen hat die Bodenwertzahlen vom zuständigen Kataster- und 
Vermessungsamt des Landkreises Nordwestmecklenburg in Vorbereitung dieser 
Stellungnahme abgefordert und daraufhin als Anlage 5  beigefügte Unterlagen erhalten. Dies 
sind teilweise handschriftlich verfasste Kataster, deutlich sichtbar älteren Datums. Ein 
Abgleich zu aktuellen Katasterbeständen ist uns und anderen Vorhabenträger unzumutbar.    
 
Ein Ziel der Raumordnung ist, dies in die Flächennutzungsplanung der Stadt aufzunehmen. 
Da eine eindeutiger Flächenbezug aufgrund der mangelnden Definition des Begriffs 
Umwandlung und aufgrund der nicht zu ermittelnden Daten für die Stadt unmöglich ist, wäre 
dies für die Stadt letztlich gar nicht umsetzbar.  
 
Darüber hinaus ist anzuzweifeln, dass überhaupt ein Regelungsbedarf im 
Landesentwicklungsprogramm in der gewählten Form besteht. Vielmehr geht die Stadt 
davon aus, dass die bestehenden gesetzlichen Regelungen ausreichend sind, den 
beabsichtigen Schutz der landwirtschaftlichen Flächen zu gewährleisten. Die Ausweisung als 
Vorbehaltsfläche, wie in Satz 3 beschrieben, stellt eine vollkommen ausreichende Regelung 
dar.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
J. Ditz 
Bürgermeister 
 
Anlage 1- Potenzielle Erweiterungsfläche des Industrie- und Gewerbegebietes Upahl 
Anlage 2- Verkehrsuntersuchung Verkehrsanbindung McDonald’s Restaurant an die 
           Landesstraße L03 zwischen Grevesmühlen und Upahl vom 15.06.2009 (Auszug) 
Anlage 3- Auskunft UNB des Landkreises NWM vom 25.06.2013  
Anlage 4- Entwurf des B-Planes Nr. 8 für das Gebiet „McDonald’s-Restaurant“ (Auszug) 
Anlage 5- Bodenwertzahlen Stadt GVM und Ortsteile des Kataster- u. Vermessungsamtes 
      des Landkreises NWM 
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